Kanalgebührenordnung der Gemeinde St. Lorenz


Seite 5

[image: image1.jpg]


    Gemeindeamt St. Lorenz


St. Lorenz, 03.12.2002      DVR 0481866
    Wredeplatz 2   A-5310 Mondsee


Tel. 06232/2265 DW 17       Fax DW 25 
   Bezirk Vöcklabruck – Land Oberösterreich


E-Mail: ellmauer@st-lorenz.ooe.gv.at

V E R O R D N U N G

des Gemeinderates der Gemeinde St. Lorenz vom 03. 12. 2002, mit der eine

KANALGEBÜHRENORDNUNG

für die Gemeinde St. Lorenz erlassen wird.

Aufgrund der Bestimmungen des Oö. Interessentenbeiträgegesetzes 1958, LGBl. Nr. 28, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 55/1968 und 57/1973 und des § 16 Abs. 3, Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2001, BGBl. Nr. I 3/2001 idgF, wird verordnet:

§ 1

Anschlussgebühr

Für den Anschluss von Grundstücken an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz wird eine Kanalanschlussgebühr erhoben. Gebührenpflichtig ist der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke. Bauberechtigte sind Grundeigentümern gleichzusetzen.

§ 2

Ausmaß der Anschlussgebühr

(1) a)
Die Kanalanschlussgebühr beträgt je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage nach Abs. 2 Euro 16,87, unter Berücksichtigung der in lit. b) festgelegten Zu- und Abschläge, mindestens aber Euro 2.530,-- je Hausanschluss.


b)
Die einzelnen Zu- und Abschläge werden wie folgt festgelegt:

· Für alle, rein gewerblichen Lagerzwecken dienenden Gebäude, soweit von diesen keine anderen als Oberflächen- (Dach-) abwässer anfallen, 50 % Abschlag von der Bemessungsgrundlage. Als Gebäude, welche gewerblichen Lagerzwecken dienen, gelten jene, in welchen Waren gelagert werden, die dort keinem Fertigungsprozess unterworfen sind. Dieser Abschlag findet auch auf Zu- und Anbauten, auch wenn diese nicht mit Feuermauern vom Hauptgebäude getrennt sind, Anwendung.

· Für Garagen beträgt der Abschlag 50 % von der Bemessungsgrundlage.

· Für alle zur Ausübung beruflicher Tätigkeiten dienenden Betriebsgebäude (z.B. Elektro-, Metall-, Holz- und sonstige Erzeugungs- oder Be- und Verarbeitungsbetriebe, KFZ-Werkstätten, Geschäfte und Büros, Banken usw., nicht jedoch Gast- und Beherbergungsbetriebe) baulich angeschlossenen Gebäudeteilen sowie gewerblichen Lagerzwecken dienenden Einzelräume, aus welchen außer den Dachabwässern und den Abwässern aus den sanitären Anlagen keine sonstigen Abwässer anfallen, 35 % Abschlag von der Bemessungsgrundlage.

· Für Waschanlagen für Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Geräte, unabhängig davon ob sich diese Waschanlagen in einem Gebäude oder im Freien befinden, 100 % Zuschlag zur Bemessungsgrundlage. Die Bemessungsgrundlage bildet die für die Waschanlagen ausgebildete Fläche.

c)
Die Kanalanschlussgebühr für unbebaute Grundstücke beträgt bis zum Ausmaß von 1.500 m² Euro 1.363,64, für je angefangene weitere 100 m² Euro 9,09.

(2) a)
Die Bemessungsgrundlage bildet bei eingeschossiger Bebauung die Quadratmeteranzahl der bebauten Grundfläche, bei mehrgeschossiger Bebauung die Summe der bebauten Fläche der einzelnen Geschosse jener Bauwerke, die einen unmittelbaren oder mittelbaren Anschluss an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz aufweisen. Bei der Berechnung ist auf die volle Quadratmeteranzahl der einzelnen Geschosse abzurunden.

Dachgeschosse und Dachräume werden nur in jenem Ausmaß berücksichtigt, als sie für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke benützbar ausgebaut sind. Dachgeschoß- bzw. Dachraumflächen unter 1,50 m Raumhöhe bleiben für die Bemessungsgrundlage außer Betracht.

Kellergeschosse werden nur in jenem Ausmaß berücksichtigt, als sie für Wohn-, (inkl. Sauna, Hallenbad, Kellerstüberl, Hobbyräume und Sanitärräume, Waschküchen, etc.) Geschäfts- oder Betriebszwecke benützbar ausgebaut sind.


b)
Garagen jeder Art, ob freistehend, in ein Gebäude eingebaut oder an ein solches angebaut udgl., werden in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Nebengebäude werden in die Bemessungsgrundlage miteinbezogen, wenn ein unmittelbarer oder mittelbarer Kanalanschluss besteht.


c)
Bei landwirtschaftlichen Betrieben wird nur das Wohngebäude in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Das Stall- und Wirtschaftsgebäude sowie Scheunen werden nicht berücksichtigt, soweit auch keine Dachabwässer in die gemeindeeigene Kanalisationsanlage eingeleitet werden. Werden Dachabwässer von Stall- und Wirtschaftsgebäuden sowie Scheunen eingeleitet, so ist die Anschlussgebühr nach § 2 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a) zu entrichten.


d)
Für Campingplätze werden je Stellplatz 3 Personen und für eine Person 30 Quadratmeter angenommen. Die Bemessungsgrundlage wird somit aus der Summe der Stellplätze multipliziert mit 3 (Personen), multipliziert mit 30 (m²) gebildet. Die Anschlussgebühr wird wie folgt errechnet:

Bemessungsgrundlage x Einheitssatz je m², gemäß § 2 Abs. 1 lit. a)

6 (= Faktor)

(3) In allen Fällen, in denen für ein Grundstück mehr als eine Einmündungsstelle geschaffen wird, ist für jede weitere Einmündungsstelle in das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz ein Zuschlag im Ausmaß von 5 v. H. der Kanalanschlussgebühr nach Abs. 1 und 2 zu entrichten.

(4) Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Grundstücke ist eine ergänzende Kanalanschlussgebühr zu entrichten, die im Sinne der obigen Bestimmungen mit folgender Maßgabe errechnet wird:

a) wird auf einem unbebauten Grundstück ein Gebäude errichtet, ist von der ermittelten Kanalanschlussgebühr, die nach dieser Gebührenordnung für das betreffende unbebaute Grundstück sich ergebende Kanalanschlussgebühr abzusetzen, wenn für den Anschluss des betreffenden unbebauten Grundstückes seinerzeit vom Grundstückseigentümer oder dessen Vorgänger bereits eine Kanalanschlussgebühr entrichtet wurde;

b) bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Zu-, Ein- und Umbau sowie bei Neubau nach Abbruch und bei Änderung des Widmungszweckes, ist die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen Zustand eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage gemäß Abs. 2 gegeben ist, sofern die der Mindestanschlussgebühr entsprechende Fläche überschritten wird;

c) eine Rückzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebühren aufgrund einer Neuberechnung nach diesem Absatz findet nicht statt.

(5) Die Eigentümer der an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz angeschlossenen Grundstücke haben jede Veränderung der Bemessungsgrundlage (z.B. durch Zu- und Umbau, Ausbau von Dachräumen sowie von Dach- und Kellergeschossen für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke, Kellergaragen, etc.) unverzüglich und unaufgefordert dem Gemeindeamt bekannt zu geben.

(6) Die Kanalanschlussgebühr für den Anschluss an den gemeindeeigenen, öffentlichen Niederschlagswasserkanal beträgt:

a)
bei direkter Einleitung ohne Rückhaltebecken Euro 7,-- je Quadratmeter befestigter Fläche (Dachflächen, Vorplatzflächen, etc.)

b)
wenn dem Grundstückseigentümer oder Bauberechtigten die Errichtung eines Rückhaltebeckens auf seine Kosten vorgeschrieben wird, Euro 4,-- je Quadratmeter befestigter Fläche (Dachflächen, Vorplatzflächen, etc.).

§ 3

Vorauszahlung auf die Kanalanschlussgebühr
(1) Die zum Anschluss an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz verpflichteten Grundstückseigentümer und Bauberechtigte, haben auf die von ihnen nach dieser Kanalgebührenordnung zu entrichtenden Kanalanschlussgebühr, Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 80 v. H. jenes Betrages, der von dem betreffenden Grundstückseigentümer oder Bauberechtigten unter Zugrundelegung der Verhältnisse im Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung als Kanalanschlussgebühr zu entrichten wäre. 

(2) Die Vorauszahlungen sind nach Baubeginn des gegenständlichen gemeindeeigenen, öffentlichen Kanalnetzes, bescheidmäßig vorzuschreiben. Die Vorauszahlung ist innerhalb eines Monates nach Zustellung dieses Bescheides fällig.

(3) Ergibt sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die von dem betreffenden Grundstückseigentümer oder Bauberechtigten bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreibende Kanalanschlussgebühr übersteigt, so hat die Gemeinde den Unterschiedsbetrag innerhalb von zwei Wochen ab der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, von Amts wegen zurückzuzahlen.

(4) Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlungen die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur Entrichtung einer Kanalanschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so hat die Gemeinde die Vorauszahlung innerhalb von vier Wochen ab der maßgeblichen Änderung, spätestens aber innerhalb von vier Wochen ab Fertigstellung des gemeindeeigenen Kanalnetzes, verzinst mit 4 v. H. pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von Amts wegen zurückzuzahlen.

§ 4

Kanalbenützungsgebühren

(1) Die Eigentümer der an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz angeschlossenen Grundstücke bzw. Objekte haben für die Einleitung der Abwässer eine jährliche Kanalbenützungsgebühr zu entrichten. Diese setzt sich aus einer Grundgebühr und einer Benützungsgebühr zusammen.

a) Die Grundgebühr beträgt jährlich pro Anschluss, jedoch bei Objekten mit mehreren Betrieben je Betrieb und bei Objekten mit mehreren Wohnungen je Wohneinheit, wobei auch auf Dauer abgestellte Wohnwägen (Wohnmobile etc.) als Wohneinheit zählen, Euro 50,87.

b) Die Benützungsgebühr beträgt Euro 2,82 pro Kubikmeter der für das betreffende Objekt aus einer gemeindeeigenen, genossenschaftlichen oder privaten Wasserversorgungsanlage bezogenen und mit amtlich geeichtem Wasserzähler registrierten Wassermenge. Mindestens werden jedoch 50 Kubikmeter jährlich verrechnet. Bei Objekten mit mehreren Betrieben bzw. bei Objekten mit mehreren Wohnungen, findet die Mindestverrechnungsmenge von 50 Kubikmeter auf jeden Betrieb bzw. auf jede Wohneinheit Anwendung. Für die auf Dauer abgestellten Wohnwägen (Wohnmobile etc.) gelangt eine Mindestverrechnungsmenge von 25 Kubikmeter zur Vorschreibung.

(2) Für Grundstücke, bei denen kein amtlich geeichter Wasserzähler zur Feststellung der bezogenen Wassermenge vorhanden ist, wird die Kanalbenützungsgebühr nach dem durchschnittlichen Wasserverbrauch für Grundstücke ähnlicher Größe und Verwendung berechnet.

(3) Die Kanalbenützungsgebühr für Grundstücke, von denen nur Niederschlagswässer abgeleitet werden, beträgt jährlich für je angefangene 500 m² Grundfläche mit einer Entwässerung in das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz, Euro 53,--.

(4) Bei angeschlossenen Gebäuden mit einem selbständigen Nutzwasserleitungssystem gem. § 3 Abs. 3 Oö. Gemeinde-Wasserversorgungsgesetz, ist für das Nutzwasserleitungssystem ein eigener, amtlich geeichter Wasserzähler einzubauen. Zusätzlich zur Kanalbenützungsgebühr gem. Abs. 1, ist auch für jene Nutzwassermenge die im Gebäude verbraucht wird, eine Kanalbenützungsgebühr in Höhe von Euro 2,8 pro Kubikmeter zu entrichten. Ist kein amtlich geeichter Wasserzähler vorhanden, erfolgt die Ermittlung des Nutzwasserverbrauches gemäß Abs. 2.

(5) Die Kanalbenützungsgebühr für angeschlossene, jedoch unbebaute Grundstücke, wird jährlich in der Höhe der im Abs. 1, lit. a) angeführten Grundgebühr festgesetzt.

§ 5

Entstehen des Abgabenanspruches und Fälligkeit

(1) Der Abgabenanspruch zur Entrichtung der Kanalanschlussgebühr entsteht mit dem Zeitpunkt des Anschlusses eines Grundstückes an das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz. Geleistete Vorauszahlungen nach § 3 dieser Kanalgebührenordnung sind zu jenem Wert anzurechnen, der sich aus der Berücksichtigung der in den Quadratmetersatz eingeflossenen Preissteigerungskomponente gegenüber dem zum Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung kalkulierten Quadratmetersatz ergibt.

(2) Der Abgabenanspruch zur Entrichtung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 2 Abs. 4 lit. a) oder b) dieser Kanalgebührenordnung entsteht mit dem Eintritt der Bestandsveränderung. Die Bestandsveränderung gilt mit dem Zeitpunkt als eingetreten, zu dem der Rohbau fertiggestellt ist bzw. Keller- oder Dachgeschosse, sowie Dachräume für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke benützbar ausgebaut sind.

(3) Die Kanalbenützungsgebühr gemäß § 4 ist vierteljährlich und zwar am 15. Februar, 15. Mai,     15. August und 15. November eines jeden Jahres im nachhinein fällig und nach Erhalt der Zahlungsaufforderung zu entrichten.

§ 6

Bereitstellungsgebühr

Ersatzlos gestrichen!

§ 7

Ausmaß der Bereitstellungsgebühr

Ersatzlos gestrichen!

§ 8

Umsatzsteuer

Zu den Gebührensätzen in dieser Verordnung wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet.

§ 9

Privatrechtliche Vereinbarungen

Durch diese Gebührenordnung wird der Abschluss privatrechtlicher Vereinbarungen nicht ausgeschlossen. 

§ 10

Inkrafttreten

Die Rechtswirksamkeit dieser Kanalgebührenordnung beginnt mit 01.01.2004. Gleichzeitig verlieren die bisherigen Bestimmungen über die Kanalgebühren ihre Gültigkeit.

Der Bürgermeister:

Angeschlagen am: ................................

Abgenommen am: ................................

